
Entscheidungen Vollstreckungsrecht Anmerkung Schmitt-Leonardy

Letztlich steht die Gef�hrlichkeit eines T�ters im Zentrum,
auf den das Recht nach dieser Art Vortaten weder normativ
noch kognitiv optimal reagieren kann. Die Entscheidung der
Gerichte f�llt – menschlich nachvollziehbar – in solchen F�l-
len meistens zugunsten der Sicherheit aus; die Psychiatrie
dient dann als »Ersatzreserve f�r das Strafrecht«.27 Angesichts
dessen kann sich der EGMR nicht auf die Feststellung be-
schr�nken, dass der Zustand des B »[o]ffenbar [...] seit seiner
strafrechtlichen Verurteilung 1986 im Wesentlichen unver-
�ndert [geblieben ist]«28 und im �brigen lediglich auf ein
grunds�tzlich engeres Begriffsverst�ndnis von »person of un-
sound mind«29 hinweisen. Straftaten im Kontext sexualisier-
ter Gewalt stellen f�r die Rechtsanwendung eine Gratwande-
rung zwischen kriminalpolitisch gew�nschter Gefahrenpr�-
vention, verh�ltnism�ßigem Umgang mit Pathologien und
sinnvoller Resozialisierung dar. Klare Parameter sind zur Be-
w�ltigung dieser Aufgabe essentiell und m.E. wichtiger als
vermeintlich stabilisierende, diplomatische Signale.30 In
einem Kriminalit�tsbereich, in dem die rein pr�ventive In-
haftierung durch den deutschen Gesetzgeber f�r eine Reihe
ubiquit�rer psychischer Dispositionen31 ge�ffnet wurde und
hieraus resultierende Paradoxien durch das BVerfG vertieft
wurden, w�re eine weniger konziliante Stellungnahme des
EGMR zielf�hrender und eine ausdr�ckliche Betonung,
dass von Gef�hrlichkeit nie auf Geisteskrankheit geschlossen
werden darf,32 w�nschenswert gewesen.

Wiss. Mit. Ass. Dr. Charlotte Schmitt-Leonardy, Frankfurt/M.

Frist�berschreitung bei �berpr�fung der
Maßregelvollstreckung

StGB §§ 67e, 66; GG Art. 2 Abs. 2 S. 2

1. Die Vorschriften �ber die regelm�ßige �berpr�fung
der weiteren Maßregelvollstreckung (hier: der Siche-
rungsverwahrung) in § 67e StGB dienen der Wahrung
des �bermaßverbots bei der Beschr�nkung des Grund-
rechts aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG; ihre Missachtung kann
dieses Grundrecht verletzen, wenn es sich um eine nicht
mehr vertretbare Fehlhaltung gegen�ber dem das Grund-
recht sichernden Verfahrensrecht handelt, die auf eine
grunds�tzlich unrichtige Anschauung von der Bedeutung
des Grundrechts schließen l�sst.

2. Es muss sichergestellt sein, dass der Gesch�ftsgang
der StVK eine Fristenkontrolle vorsieht, die die Vorberei-
tung einer rechtzeitigen Entscheidung vor Fristablauf si-
cherstellt. Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass der Betrof-
fene in aller Regel pers�nlich anzuh�ren ist und dass auch
f�r eine sachverst�ndige Begutachtung ausreichend Zeit
verbleiben muss, soweit eine solche f�r erforderlich ge-
halten wird; die gesetzliche Entscheidungsfrist l�sst da-
f�r ausreichend Raum.

3. Gr�nde f�r eine etwaige Frist�berschreitung sind zur
verfahrensrechtlichen Absicherung des Grundrechts aus
Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG in der Fortdauerentscheidung darzu-
legen.

BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 11.05.2017 – 2 BvR
30/15

Aus den Gr�nden: [1] Die Verfassungsbeschwerde betrifft die
Verletzung des Freiheitsrechts des Bf. durch die Nichteinhaltung
der �berpr�fungsfrist des § 67e Abs. 2 StGB bei der Entscheidung

�ber die Fortdauer der Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung.

[2] I. 1. a) Der Bf. wurde durch Urt. des LG D�sseldorf v.
12.01.2005 wegen Vergewaltigung in Tateinheit mit K�rperverlet-
zung und wegen Vergewaltigung in Tateinheit mit K�rperverlet-
zung und Freiheitsberaubung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 4
J. 3 M. verurteilt. Des Weiteren wurde seine Unterbringung in der
Sicherungsverwahrung angeordnet. Seit dem 25.12.2008 wird die
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung vollstreckt.

[3] b) Mit Beschl. v. 08.07.2011 lehnte das LG Arnsberg die beding-
te Entlassung des Bf. ab.

[4] c) Mit Beschl. v. 27.03.2013 erteilte das LG Arnsberg den Auf-
trag zur Begutachtung des Bf. Die Sachverst�ndige erstattete ihr
Gutachten unter dem 25.07.2013. Dieses ging am 01.08.2013
bei Gericht ein. Die vom LG am 03.09. auf den 23.10.2013 termi-
nierte Anh�rung der Sachverst�ndigen wurde wegen deren Verhin-
derung auf den 06.11.2013 verlegt.

[5] d) Mit Beschl. v. 19.11.2013 forderte das LG die Sachverst�n-
dige auf, die Gefangenenpersonalakte des Bf. auszuwerten, weitere
Unterlagen anzufordern sowie mit einem Therapeuten des Bf.
R�cksprache zu halten. Am 04.04.2014 ging beim LG die erg�n-
zende Stellungnahme der Sachverst�ndigen v. 25.03.2014 ein. Am
31.07.2014 erfolgte die weitere m�ndliche Anh�rung der Sachver-
st�ndigen.

[6] e) Mit angegriffenem Beschl. v. 06.08.2014 lehnte das LG Ar-
nsberg die Aussetzung der weiteren Vollstreckung der Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung zur Bew�hrung ab und f�hrte
aus, die lange Verfahrensdauer sei nicht auf Justizverschulden zu-
r�ckzuf�hren, sondern der Dauer der Gutachtenerstellung und der
Terminsfindung geschuldet.

[7] f ) Die sofortige Beschwerde des Bf., mit der dieser die nicht
rechtzeitige Beschlussfassung r�gte, verwarf das OLG Hamm mit
angegriffenem Beschl. v. 27.11.2014 »aus den zutreffenden Gr�n-
den des angefochtenen Beschl.es« als unbegr�ndet. Dabei wurde
erg�nzend auf die Stellungnahme der GStA v. 27.10.2014 verwie-
sen, wonach die Verfahrensweise des LG erkennbar von dem Bestre-
ben getragen gewesen sei, die Fortdauerentscheidung erst nach
gr�ndlicher richterlicher Sachaufkl�rung zu treffen.

[8] 2. Mit seiner Verfassungsbeschwerde greift der Bf. die Entschei-
dungen der StVK und des OLG an. Er r�gt die Verletzung seiner
Rechte aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG i.V.m. Art. 104 Abs. 1 GG und
vertritt die Auffassung, die �berschreitung der Pr�fungsfrist sei der
verz�gerten Behandlung durch das LG geschuldet.

[9] 3. Die Fortdauer der Unterbringung wurde zwischenzeitlich er-
neut mit rechtskr�ftigen Beschl. des LG Arnsberg v. 10.04.2015 und
v. 07.04.2016 angeordnet.

[13] III. Die Kammer nimmt die Verfassungsbeschwerde zur Ent-
scheidung an, weil dies zur Durchsetzung der Grundrechte des Bf.
angezeigt ist (§ 93a Abs. 2 Buchst. b BVerfGG), und gibt ihr statt.
Nach den Maßst�ben, die in der Rspr. des BVerfG bereits gekl�rt

27 So die grdlg. Kritik von Leygraf (Fn. 17); �hnlich ders., in: BT-Protokoll Nr. 28
v. 10.11.10, S. 11.

28 EGMR (Fn. 5), Rn. 112.
29 So EGMR (Fn. 5), Rn. 113; j�ngst erneut EGMR (Fn. 14), Rn. 60 m.w.N.
30 Vgl. die Urteilsausf�hrungen, in denen die »weitreichenden Maßnahmen, die

im beschwerdegegnerischen Staat auf der justiziellen, legislativen und exekuti-
ven Ebene getroffen wurden, um die Sicherungsverwahrung mit den Anforde-
rungen insbesondere hinsichtlich des Grundrechts auf Freiheit in Einklang zu
bringen« gelobt werden: EGMR (Fn. 5), Rn. 121, 126.

31 Erfasst wird jedwedes »abnorm aggressive und ernsthaft unverantwortliche
Verhalten eines verurteilten Straft�ters«; vgl. BT-Drs. 17/3403, S. 54.

32 So schon EGMR (Guzzardi ./. Italien [Fn. 10]), Rn. 98.
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sind, ist die Verfassungsbeschwerde zul�ssig und offensichtlich be-
gr�ndet (§ 93b, § 93c Abs. 1 S. 1 BVerfGG).

[14] 1. a) Die Freiheit der Person darf nur aus besonders
gewichtigen Gr�nden und unter strengen formellen Gew�hr-
leistungen eingeschr�nkt werden. Zu diesen wichtigen Gr�n-
den geh�ren in erster Linie solche des Strafrechts und des
Strafverfahrensrechts. Eingriffe in die pers�nliche Freiheit
auf diesem Gebiet dienen vor allem dem Schutz der Allge-
meinheit (vgl. BVerfGE 22, 180 [219]; 45, 187 [223]; 58,
208 [224 f.]). Zugleich haben die gesetzlichen Eingriffstatbe-
st�nde jedoch auch eine freiheitsgew�hrleistende Funktion,
da sie die Grenzen zul�ssiger Einschr�nkung bestimmen (vgl.
BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 29.11.2011 – 2
BvR 1665/10, juris Rn. 10). Das gilt auch f�r die Unterbrin-
gung eines Straft�ters in der Sicherungsverwahrung nach
Maßgabe des § 66 StGB.

[15] Der Gesetzgeber hat im Hinblick auf das Gewicht des
Freiheitsanspruchs des Untergebr. f�r die Vollstreckung der
Maßregel besondere Regelungen getroffen. So kann die StVK
die Aussetzungsreife der Maßregel jederzeit �berpr�fen; sie
ist dazu seit der zum 01.06.2013 in Kraft getretenen �nde-
rung des § 67e Abs. 2 StGB durch das Gesetz zur bundes-
rechtlichen Umsetzung des Abstandsgebotes im Recht der
Sicherungsverwahrung v. 05.12.2012 (BGBl I S. 2425) je-
weils sp�testens vor Ablauf eines Jahres verpflichtet (vgl.
BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 29.11.2011
a.a.O., Rn. 11). Vor diesem Zeitpunkt betrug die �berpr�-
fungsfrist gem. § 67e Abs. 2 StGB a.F. 2 J.

[16] Die Vorschriften �ber die regelm�ßige �berpr�fung der
weiteren Vollstreckung der Sicherungsverwahrung dienen der
Wahrung des �bermaßverbots bei der Beschr�nkung des
Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG (vgl. BVerfGK 4, 176
[181]; 5, 67 [68]; BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v.
05.05.2008 – 2 BvR 1615/07, juris Rn. 17 und v. 22.11.2011
– 2 BvR 1334/10, juris Rn. 16 [= StV 2012, 292]). Ihre Miss-
achtung kann dieses Grundrecht verletzen, wenn es sich um
eine nicht mehr vertretbare Fehlhaltung gegen�ber dem das
Grundrecht sichernden Verfahrensrecht handelt, die auf eine
grunds�tzlich unrichtige Anschauung von der Bedeutung des
Grundrechts schließen l�sst (vgl. BVerfGE 18, 85 [93]; 72, 105
[114 f.] [= StV 1986, 485]; BVerfGK 4, 176 [181]; BVerfG,
3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 22.11.2011 a.a.O., Rn. 16;
v. 30.03.2016 – 2 BvR 746/14, juris Rn. 18 und v.
10.10.2016 – 2 BvR 1103/16, juris Rn. 15).

[17] Zwar f�hrt nicht jede Verz�gerung des Gesch�ftsablaufs
in Unterbringungssachen, die zu einer �berschreitung der
einschl�gigen Fristvorgaben f�hrt, automatisch auch zu einer
Grundrechtsverletzung, weil es zu solchen Verz�gerungen
auch bei sorgf�ltiger F�hrung des Verfahrens kommen
kann (BVerfGK 4, 176 [181]). Es muss jedoch sichergestellt
sein, dass der Gesch�ftsgang der Kammer in der Verantwor-
tung des Vors. oder des Berichterstatters eine Fristenkontrolle
vorsieht, die die Vorbereitung einer rechtzeitigen Entschei-
dung vor Ablauf der Jahresfrist sicherstellt. Dabei ist zu be-
r�cksichtigen, dass der Betroffene in aller Regel pers�nlich
anzuh�ren ist und dass auch f�r eine sachverst�ndige Begut-
achtung ausreichend Zeit verbleiben muss, soweit die Kam-
mer eine solche f�r erforderlich halten sollte. Die gesetzliche
Entscheidungsfrist l�sst daf�r ausreichend Raum (vgl.

BVerfGK 4, 176 [181]; BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Be-
schl. v. 22.11.2011 a.a.O., Rn. 16 und v. 29.11.2011 a.a.O.,
Rn. 12). Gr�nde f�r eine etwaige Frist�berschreitung sind
zur verfahrensrechtlichen Absicherung des Grundrechts aus
Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG in der Fortdauerentscheidung darzu-
legen (vgl. BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v.
22.11.2011 a.a.O. Rn. 16; v. 29.11.2011 a.a.O., Rn. 12; v.
30.03.2016 a.a.O., Rn. 19 und v. 10.10.2016 a.a.O.,
Rn. 16.).

[18] b) Diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen an
Fortdauerentscheidungen werden die angegriffenen Beschl.
nicht gerecht.

[19] Die Entscheidung des LG �ber die Fortdauer der Un-
terbringung des Bf. ist nicht innerhalb der von § 67e Abs. 2
StGB vorgegebenen �berpr�fungsfrist ergangen. Nach § 67e
Abs. 2 StGB in der bis zum 31.05.2013 g�ltigen Fassung
h�tte die Entscheidung �ber die Fortdauer der Unterbrin-
gung sp�testens nach 2 J. seit der letzten Fortdauerentschei-
dung v. 08.07.2011 erfolgen m�ssen. Somit endete selbst bei
Außerachtlassung der mit dem Gesetz zur bundesrechtlichen
Umsetzung des Abstandsgebotes im Recht der Sicherungs-
verwahrung v. 05.12.2012 (BGBl I S. 2425) einhergehenden
Verk�rzung der �berpr�fungsfrist auf 1 J. die Frist zur �ber-
pr�fung der Unterbringung des Bf. sp�testens am
08.07.2013. Stattdessen hat das LG erst mehr als 1 J. sp�ter,
am 06.08.2014, die Fortdauer der Sicherungsverwahrung
angeordnet, indem es eine Aussetzung zur Bew�hrung abge-
lehnt hat.

[20] Die Gr�nde f�r diese Frist�berschreitung werden in den
angegriffenen Beschl. nicht in einer Weise dargestellt, die
eine sorgf�ltige F�hrung des Verfahrens mit dem Ziel recht-
zeitiger Entscheidung �ber die Fortdauer der Unterbringung
erkennen lassen. Das LG begr�ndet die »lange Verfahrens-
dauer« lediglich mit der Dauer der Gutachtenerstellung
und der Terminsfindung. Die konkreten Umst�nde des vor-
liegenden Falles werden dabei aber nicht er�rtert. Daher ist
nicht erkennbar, ob die �berschreitung der Pr�fungsfrist
gem. § 67e Abs. 2 StGB trotz sorgf�ltiger F�hrung des Ver-
fahrens zustande kam oder ob sie auf einer Fehlhaltung ge-
gen�ber dem das Grundrecht sichernden Verfahrensrecht be-
ruhte.

[21] Insbes. wird nicht nachvollziehbar dargelegt, aus wel-
chem Grund trotz des zwischenzeitlichen Ablaufs der �ber-
pr�fungsfrist die m�ndliche Anh�rung der Sachverst�ndigen
zun�chst auf den 23.10.2013 und damit knapp 3 M. nach
Eingang des Gutachtens bei Gericht am 01.08.2013 termi-
niert wurde. Inwieweit die im angegriffenen Beschl. erw�hn-
te Entpflichtung des damaligen Pflichtverteidigers des Bf.
hierzu beigetragen hat, erschließt sich nicht. Ebenso wenig
erschließt sich, warum am 06.11.2013 zun�chst eine m�nd-
liche Anh�rung der Sachverst�ndigen durchgef�hrt wurde,
obwohl das LG danach die Einholung eines Erg�nzungsgut-
achtens anordnete, das u.a. nach Durchsicht der Gefange-
nenpersonalakten des Bf. erstellt werden sollte. Nicht ausge-
f�hrt wird außerdem, ob das Gericht durch Anleitung oder
Kontrolle auf eine Verk�rzung der Bearbeitungszeit des Sach-
verst�ndigengutachtens hinwirkte, obwohl dies zumindest
hinsichtlich des Erg�nzungsgutachtens angesichts der erheb-
lichen �berschreitung der Pr�fungsfrist geboten gewesen w�-

WKD/StV, 09/2017 #8977 27.07.2017, 12:07 Uhr – hzo/st –
s:/3d/wkd/Zeitschriften/StV/2017_09/wkd_stv_2017_09_Innenteil.3d [S. 601/636] 4

StV 9 · 2017 601



Entscheidungen Vollstreckungsrecht

re. Schließlich wird nicht dargelegt, warum die erneute
m�ndliche Anh�rung der Sachverst�ndigen erst mehr als 4
M. nach Eingang der erg�nzenden Stellungnahme bei Ge-
richt stattfand. Der allg. gehaltene Hinweis, es sei vergeblich
versucht worden, mit dem Verteidiger des Untergebr. einen
zeitnahen Anh�rungstermin abzustimmen, wobei dies da-
durch erschwert worden sei, dass seitens des Bf. kein Verzicht
auf die Anh�rung der Sachverst�ndigen stattgefunden habe,
gen�gt den der verfassungsrechtlichen Absicherung des
Grundrechts aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG dienenden Darle-
gungspflichten nicht.

[22] Der Beschl. der StVK verletzt daher das Freiheitsgrund-
recht des Bf. Das OLG hat die Grundrechtsverletzung durch
die StVK im Beschl. v. 27.11.2014 vertieft, indem es lediglich
auf die zutreffenden Gr�nde der angegriffenen Entscheidung
verweist und erg�nzend auf die Stellungnahme der GStA v.
27.10.2014 Bezug nimmt. Soweit in dieser Stellungnahme
auf die Notwendigkeit und die landgerichtliche Intention
gr�ndlicher richterlicher Sachaufkl�rung und zuverl�ssiger
Wahrheitserforschung verwiesen wird, vermag dies die vor-
stehend dargestellten Verz�gerungen des �berpr�fungsver-
fahrens nicht zu rechtfertigen.

[23] 2. Es ist daher gem. § 95 Abs. 1 S. 1 BVerfGG festzu-
stellen, dass die angegriffenen Beschl. des OLG Hamm v.
27.11.2014 sowie des LG Arnsberg v. 06.08.2014 den Bf. in
seinem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 i.V.m. Art. 104
Abs. 1 GG verletzen. Der Beschl. des OLG Hamm ist jedoch
nicht aufzuheben, da er durch die Fortdauerentscheidungen
des LG Arnsberg v. 10.04.2015 und v. 07.04.2016 mittlerwei-
le prozessual �berholt ist (vgl. BVerfG, 3. Kammer des 2. Se-
nats, Beschl. v. 20.11.2014 – 2 BvR 2774/12, juris Rn. 51).

Mitgeteilt von RA Dr. Ahmed Adam, M�nchen.

Anm. d. Red.: S. dazu auch die Beschl. derselben Kammer v.
30.03.2016 (2 BvR 746/14, mitgeteilt von RAin Lisa Gr�ter, Dort-
mund), und v. 10.10.2016 (2 BvR 1103/16).

Fortdauer einer besonders langen
Unterbringung im Maßregelvollzug:
Verh�ltnism�ßigkeit und
Wahrscheinlichkeitsanforderungen

StGB §§ 67d, 63, 174 ff.

1. Bei langdauernden Unterbringungen (hier: 22 Jahre) in
einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) wirkt
sich das zunehmende Gewicht des Freiheitsanspruchs
bei der Verh�ltnism�ßigkeitspr�fung auch auf die an die
Begr�ndung einer Entscheidung zu stellenden Anforde-
rungen aus; mit wachsender Intensit�t des Freiheitsein-
griffs w�chst auch die verfassungsgerichtliche Kontroll-
dichte. Dem l�sst sich dadurch Rechnung tragen, dass
der Richter seine W�rdigung eingehender abfasst, sich
also nicht etwa mit knappen, allgemeinen Wendungen
begn�gt, sondern seine Bewertung anhand der einfach-
rechtlichen Kriterien substantiiert offenlegt.

2. Zu verlangen ist die Konkretisierung der Art und des
Grades der Wahrscheinlichkeit zuk�nftiger rechtswidri-
ger Taten, die von dem Untergebrachten drohen. Die Ge-
fahr einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung

i.S.d. §§ 174 ff. StGB ist nicht ausnahmslos geeignet, das
angesichts der �ber 20-j�hrigen Unterbringung gestei-
gerte Gewicht des Freiheitsanspruchs zu �berwiegen.

3. Zu den Anforderungen an die Bestimmung des Grades
der Wahrscheinlichkeit k�nftiger zu erwartender Strafta-
ten.

BVerfG, 3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 20.10.2016 – 2 BvR
517/16

Aus den Gr�nden: [1] Die Verfassungsbeschwerde betrifft die
Anordnung der Fortdauer der Unterbringung des Bf. in einem
psychiatrischen Krankenhaus.

[2] I. 1. Der Bf. wurde durch Urt. des LG Essen v. 13.07.1995
wegen versuchter Vergewaltigung zu 3 J. Freiheitsstrafe verurteilt.
Dar�ber hinaus wurde seine Unterbringung in einem psychiatri-
schen Krankenhaus nach § 63 StGB angeordnet.

[3] a) Dem lag zugrunde, dass der Bf., der bereits durch Urt. des LG
Bielefeld v. 20.04.1989 wegen Vergewaltigung, versuchter Vergewal-
tigung in vier F�llen, versuchten sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern in Tateinheit mit versuchter sexueller N�tigung zu 4 J. 6 M.
Jugendstrafe verurteilt worden war, im Oktober 1993 alkoholisiert
nach einem Diskobesuch eine Frau angesprochen, mit sexueller Ab-
sicht in ein Geb�sch gezerrt und erst von ihr abgelassen hatte, als
Fahrzeuge sich dem Tatort n�herten. Das LG Essen stellte eine ver-
minderte Schuldf�higkeit i.S.d. § 21 StGB fest, da dem Bf. eine
schwere Pers�nlichkeitsst�rung mit vermeidenden, unsicheren, de-
pendenten und dissozialen Z�gen, differentialdiagnostisch auch
eine schizotype Pers�nlichkeitsst�rung und eine Alkoholabh�ngig-
keit attestiert worden war.

[4] b) Die angeordnete Maßregel wird – gest�tzt auf § 63 StGB –
seit dem 28.02.1996 vollzogen. Im November 2000 veranlasste der
Bf. telefonisch ein 8 J. altes M�dchen, sich Hose und Schl�pfer
auszuziehen, w�hrend er sich selbst befriedigte. In dieser Absicht
hatte der Bf. eine Vielzahl von Anrufen �ber einen l�ngeren Zeit-
raum get�tigt. Wegen dieser Tat wurde er durch Strafbefehl des AG
Ravensburg v. 11.05.2004 wegen sexuellen Missbrauchs von Kin-
dern zu einer Geldstrafe von 60 Ts. verurteilt. Im April 2010 r�um-
te der Bf. ein, seit ca. 1 J. erneut zun�chst Frauen und sp�ter Kinder
angerufen zu haben, um sich sexuell zu stimulieren, indem er ver-
sucht habe, sie zu sexuellen Handlungen zu bewegen. Das Verfah-
ren wurde nach § 170 Abs. 2 StPO eingestellt.

[5] 2. Mit Beschl. v. 13.11.2015 ordnete das LG Paderborn die
Fortdauer der Unterbringung an. Das LG f�hrte aus, unter Ber�ck-
sichtigung des Behandlungsstandes des Bf. sei die weitere Fortdauer
der Unterbringung anzuordnen gewesen. Aus der Stellungnahme
der Klinik und dem Gutachten des Sachverst�ndigen Prof. Dr. T.
ergebe sich �bereinstimmend, dass die zur Anlasstat f�hrende St�-
rung des Bf. noch nicht im erforderlichen Ausmaß behandelt sei.
[...]

[6] Die weitere Fortdauer der Unterbringung sei auch nicht unver-
h�ltnism�ßig. Bei der insofern vorzunehmenden Abw�gung zwi-
schen dem Freiheitsrecht des Bf. gegen�ber den berechtigten
Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit und des Gewichtes der be-
drohten Rechtsg�ter ergebe sich nach wie vor, dass der Sicherungs-
aspekt der Unterbringung die Freiheitsrechte des Bf. �berwiege. [...]

[7] Zwar dauere die Unterbringung des Bf. in einem psychiatri-
schen Krankenhaus nunmehr 22 J. an, so dass die Voraussetzungen
f�r die Verh�ltnism�ßigkeit des Freiheitsentzuges umso strenger an-
zuwenden seien. Die Grenzen dieses Freiheitsanspruchs seien je-
doch dort erreicht, wo es mit Blick auf die Art der von dem Betrof-
fenen drohenden Taten, deren Wahrscheinlichkeit und voraussicht-
lichen Schwere im Hinblick auf den Schutz der Rechtsg�ter der
Einzelnen und der Allgemeinheit unvertretbar sei, den Unterge-
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